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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für eine Richtlinie zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Zucker- 
waren 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Die gegenwärtig in den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft bestehenden unterschiedlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet der Zuckerwaren be- 
hindern den freien Warenverkehr, da die Zuckerwaren erzeu- 
genden Unternehmen der Gemeinschaft gezwungen sind, sie 
je nach den gesetzlichen Regelungen des Bestimmungsmitglied- 
staates unterschiedlich herzustellen. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
schlägt daher vor, Gemeinschaftsregelungen zu erlassen, die 
sich auf die Zusammensetzung der Zuckerwaren, auf die Stoffe, 
die bei ihrer Verarbeitung verwendet werden können sowie 
auf die Kennzeichnung beziehen und die im innergemeinschaft- 
lichen Verkehr beachtet werden müssen. Außerdem sollen 
ferner die Voraussetzungen festgelegt werden, unter denen für 
bestimmte Zuckerwaren Sonderbezeichnungen verwendet wer- 
den können. 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für eine Richtlinie zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Zuckerwaren 

— Drucksache VI 72436 — 


A. Bericht des Abgeordneten Bay 


Der Ausschuß hat sich in zwei Sitzungen einge- 
hend mit dem Richtlinienvorschlag befaßt und in 
seiner 56. Sitzung am 11. November 1971 abschlie- 
ßend darüber beraten. 

Die Richtlinie regelt die in Anhang I Nr. 2 auf- 
geführten Zuckerwaren. Ziel dieser Richtlinie ist, 
die in den einzelnen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft bestehenden Un- 
terschiede der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 
betreffend Zuckerwaren zu beseitigen, um dadurch 
den freien Warenverkehr herbeizuführen. 

Im einzelnen wurde folgendes bemerkt: 

Gegen die in Artikel 4 Abs. 2 vorgesehene Rege- 
lung, daß die innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft hergestellten Zuckerwaren auch andere als 
in Anhang II des Richtlinienentwurfs vorgesehenen 
Rückstände an Behandlungsmitteln enthalten dür- 
fen, wenn diese den in dem Herstellungsland gel- 
tenden Bedingungen entsprechen, wurden Bedenken 
geltend gemacht. Es ist erforderlich, daß eine ein- 
heitliche Regelung gefunden wird, die nicht auf das 
Recht des einzelnen Mitgliedstaates Bezug nimmt. 

In Artikel 4 Abs. 2 soll unter Buchstabe a die 
Zahl „0,125" durch „0,1" ersetzt werden, da nach der 
Schwefeldioxyd-Verordnung für kandidierte Apri- 
kosen, Birnen, Zwetschen und Feigen nur ein Gehalt 
von 0,1 g SO 2 pro kg des Erzeugnisses zulässig ist. 

Zu Artikel 6 Nr, 2 Buchstabe d ist zu bemerken, 
daß die bei Verwendung von Konservierungsstoffen 
bei der Herstellung von Zuckerwaren vorgesehene 
Kenntlichmachung „mit Konservierungsstoffen" 


nicht den deutschen lebensmittelrechtlichen Bestim- 
mungen entspricht, da in der BRD auch der Name des 
verwendeten Konservierungsstoffes anzugeben ist. 

Außerdem muß unter Buchstabe d auch der Hin- 
weis „geschwefelt" zur Kenntlichmachung von Er- 
zeugnissen aufgeführt werden, die unter Verwen- 
dung von geschwefelten Früchten hergestellt wurden. 

In Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe g soll das vorge- 
sehene Nettogewicht von 100 g, oberhalb dieser 
Gewichtsgrenze die in Artikel 6 vorgesehene Kenn- 
zeichnung erforderlich ist, gemäß den Bestimmungen 
der Lebensmittel-Kennzeichnungsverordnung auf 50 g 
herabgesetzt werden, allerdings unter Berücksichti- 
gung der in der Lebensmittel-Kennzeichnungsver- 
ordnung vorgesehenen Ausnahmebestimmungen. 

In Artikel 7 Abs. 3 sollen bei Erzeugnissen, bei 
denen von dem Begriff „Milch" oder einem davon 
abgeleiteten Begriff Bezug genommen wird, der 
Gehalt von 2Vo Milchfett auf 2,5 Vo Milchfett er- 
höht werden. 

Artikel 10 sowie der damit im Zusammenhang 
stehende Anhang IV sollen ersatzlos gestrichen 
werden, da nach Auffassung des Bundesratsaus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit die 
Zulassung von Schokoladenimitationen eine Irre- 
führung des Verbrauchers darstellen würde. 

Nach Anhang II A, in dem die Zulassung färben- 
der Stoffe geregelt ist, ist die Färbung sämtlicher 
Zuckerwaren zulässig. Der Bundesratsausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit ist jedoch der Auf- 
fassung, daß das bisher in der Bundesrepublik be- 
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stehende Verbot der Schwarzfärbung von Lakritz- 
waren beibehalten werden sollte. j 

Bei der Diskussion über die Verwendung von 
synthetischen Antioxydantien bei fetthaltigen 
Zuckerwaren wurde darauf hingewiesen, daß sich | 
in der Anhörungsbesprechung im Bundesministe- | 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit am 1 
29. September 1971 über die Antioxydantien-Verord- | 
nung die Ländervertreter mit der Verwendung von | 
Butylhydroxyanisol, Octylgallat und Dodecylgallat i 
in einer Menge von insgesamt 0,01 ®/o ■ — bezogen auf | 
den Fettgehalt — bei Nougatmasse, Marzipanmasse, i 


Erdnußmasse und gepuffte Erdnußerzeugnisse ein- 
verstanden erklärt haben. 

Der Ausschuß sprach sich ferner dafür aus, daß 
die Bundesrepublik bei den Verhandlungen in Brüs- 
sel weiterhin dafür eintreten solle, daß die deut- 
schen lebensmittelrechtlichen Bestimmungen keine 
Verschlechterung erfahren und daß die in dem Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Gesamtreform des Lebens- 
mittelrechts vorgesehenen Regelungen nicht in 
Frage gestellt werden. Außerdem sollten die in 
Anhang III vorgesehenen Bezeichnungen weniger 
von der Herkunft der Ware als vielmehr von der 
Beschreibung ihrer Beschaffenheit ausgehen. 


Bonn, den 24. November 1971 


Bay 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften — Drucksache VI/2436 — zur 
Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 

a) in Artikel 4 Abs. 2 eine einheitliche Regelung 
getroffen wird, die nicht auf das Recht des 
einzelnen Mitgliedstaates Bezug nimmt; 


b) die im Anhang III vorgesehenen Bezeichnun- 
gen weniger von der Herkunft der Waren als 
vielmehr von der Beschreibung ihrer Beschaf- 
fenheit ausgehen; 

c) die einschlägigen deutschen lebensmittelrecht- 
lichen Bestimmungen keine Verschlechterung 
erfahren und auch die in dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Gesamtreform des Lebensmittel- 
rechts vorgesehenen Regelungen durch die 
Richtlinie nicht in Frage gestellt werden. 


Bonn, den 11. November 1971 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Bay 

Berichterstatter 



